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Festnahme 

§ 40. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, einen Fremden zum 
Zweck der Vorführung vor das Bundesamt festzunehmen, 

 1. gegen den ein Festnahmeauftrag (§ 34) besteht, 

 2. wenn dieser Auflagen gemäß §§ 56 Abs. 2 oder 71 Abs. 2 FPG verletzt oder 

 3. der sich nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält und nicht in den Anwendungsbereich des 
6. Hauptstückes des FPG fällt. 

(2) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, Antragsteller oder Fremde, die 
einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt haben, zum Zwecke der Vorführung vor das Bundesamt 
festzunehmen, wenn 

 1. dieser Fremde nicht zum Aufenthalt im Bundesgebiet berechtigt ist, 

 2. gegen diesen eine durchsetzbare – wenn auch nicht rechtskräftige – aufenthaltsbeendende 
Maßnahme gemäß dem 8. Hauptstück des FPG erlassen wurde, 

(Anm.: Z 3 aufgehoben durch Art. 4 Z 95, BGBl. I Nr. 39/2026) 

 4. gegen diesen vor Stellung des Antrages auf internationalen Schutz eine durchsetzbare 
aufenthaltsbeendende Maßnahme gemäß dem 8. Hauptstück des FPG erlassen wurde oder 

 5. auf Grund des Ergebnisses der Befragung, der Durchsuchung und der erkennungsdienstlichen 
Behandlung anzunehmen ist, dass der Antrag des Fremden auf internationalen Schutz mangels 
Zuständigkeit Österreichs zur Prüfung gemäß § 5 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 zurückgewiesen 
werden oder gegen ihn eine Überstellungsentscheidung nach Art. 42 der Asyl- und 
Migrationsmanagementverordnung ergehen wird. 

(3) In den Fällen der Abs. 1 und 2 kann die Festnahme unterbleiben, wenn gewährleistet ist, dass der 
Fremde das Bundesgebiet unverzüglich über eine Außengrenze verlässt. 
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(4) Das Bundesamt ist ohne unnötigen Aufschub über die erfolgte Festnahme zu verständigen. Die 
Anhaltung eines Fremden ist in den Fällen der Abs. 1 Z 2 und 3 und Abs. 2 bis zu 48 Stunden und in den 
Fällen des Abs. 1 Z 1 bis zu 72 Stunden zulässig; darüber hinaus ist Freiheitsentziehung nur gemäß § 77 
Abs. 5 FPG oder in Schubhaft gemäß § 76 FPG möglich. Dem festgenommenen Fremden ist die 
Vornahme der Festnahme über sein Verlangen schriftlich zu bestätigen. 

(5) Stellt ein Fremder während einer Anhaltung auf Grund eines Festnahmeauftrags gemäß § 34 
Abs. 3 Z 1 oder 3 einen Antrag auf internationalen Schutz, kann diese aufrechterhalten werden, wenn 
Gründe zur Annahme bestehen, dass der Antrag zur Verzögerung der Vollstreckung einer 
aufenthaltsbeendenden Maßnahme gestellt wurde. Das Vorliegen der Voraussetzungen ist mit 
Aktenvermerk festzuhalten; dieser ist dem Fremden zur Kenntnis zu bringen. § 11 Abs. 8 und § 12 Abs. 1 
gelten dabei sinngemäß. 

(6) Während der Zulässigkeit der Sicherung der Zurückweisung im Asylverfahren an der Grenze und 
im Rückkehrverfahren an der Grenze sind die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes ermächtigt, zu 
verhindern, dass ein zurückgewiesener Antragsteller in das Bundesgebiet einreist, soweit es ihm nicht 
gestattet ist. 
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